
Antrag GPA-13: Übernahme der Kosten für alles medizinisch 
Notwendige durch Krankenversicherungsleistungen nach SGB V
Antragsteller*in: AWO Landesverband Schleswig-Holstein e.V.
Status: angenommen
Sachgebiet: GPA - Gesundheit, Pf㘶ege & Alter

 1 Die Arbeiterwohlfahrt setzt sich dafür ein, dass für von Armut bedrohte oder
 2 betroffenen Patient*innen die Kosten für eine ausreichende, bedarfsgerechte, dem
 3 allgemein anerkannten Stand der medizinischen Wissenschaft entsprechende medizinische
 4 Krankenbehandlung, also die Zuzahlungen für gesetzliche Krankenversicherte (SGB V),
 5 übernommen werden.

Begründung
Menschen mit einem Einkommen nahe oder unter der Armutsgrenze leiden in existenzieller Weise an den 
Gesundheitsausgaben, die sie aus ihren nicht bedarfsdeckenden SGB-II- bzw. SGB-XII-Leistungen 
(Grundsicherung für Arbeitssuchende, Sozialhilfe, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) 
bestreiten müssen. Ausgaben für die Gesundheit stellen Menschen mit geringem Einkommen deshalb vor 
unüberwindbare Finanzierungshürden. Die Folge ist, dass gesundheitlich notwendige Maßnahmen dann 
oftmals nicht in Anspruch genommen werden, beispielsweise nicht-verschreibungspf㘶ichtige 
Medikamente, die Begleitung von Kindern im Krankenhaus, Kosten für Brillen, Hörgeräte-Zubehör und 
Empfängnisverhütung oder die Fahrtkosten zur ärztlichen Versorgung. Bis zum Erreichen der 
Befreiungsgrenze von zwei Prozent des Jahreseinkommens (ein Prozent bei chronisch Kranken unter 
bestimmten Voraussetzungen) müssen alle Kosten für Zuzahlungen jeglicher Art (Beispiele: Medikamente, 
Krankenhausaufenthalt, Zahnersatz, Kuren) selbst aufgebracht werden. 

Das Informationsblatt über die Zuzahlungsregelungen der gesetzlichen Krankenversicherung1 erläutert in 
einigen Fallbeispielen, welche Zuzahlungen gegenzurechnen sind. Daraus geht hervor, dass Anträge 
gestellt, Nachweise gesammelt und eingereicht werden müssen, um zu seinem Recht zu kommen. Das 
gelingt nicht allen Patient*innen, die von Armut bedroht oder betroffen sind. 

Der bürokratische Aufwand ist für alle Beteiligten sehr groß und der Nutzen durch die Zuzahlung für die 
gesetzlichen Krankenversicherungen im Verhältnis eher gering. Im Sinne einer ausreichenden und 
bedarfsgerechten medizinischen Versorgung wiegt das Vermeidungsverhalten der von Armut bedrohten 
oder betroffenen Patient*innen schwer. Daher ist eine komplette Befreiung von der Zuzahlungspf㘶icht für 
die Genesung bzw. Gesunderhaltung von größerem Nutzen für die Allgemeinheit als die geltende 
Regelung.

Ein Fallbeispiel aus dem Informationsblatt:

Herr X ist Rentner mit jährlichen Bruttoeinnahmen zum Lebensunterhalt von 12.000 Euro (Rente monatlich 
1.000 Euro). Er leidet an einer chronischen Krankheit. 

Vom 11. Januar bis zum 10. Februar wird er stationär behandelt. Bei der Entlassung aus dem Krankenhaus 
zahlt er als Zuzahlung an das Krankenhaus für jeden Tag der Behandlung 10 Euro begrenzt auf 28 Tage im 
Jahr (§ 39 Absatz 4 SGB V) – also insgesamt 28 Tage x 10 Euro = 280 Euro. 

Nach seiner Entlassung aus dem Krankenhaus erhält Herr X eine Verordnung für häusliche Krankenpf㘶ege 
vom 11. Februar bis zum 28. Februar, weil hierdurch die stationäre Behandlung verkürzt wird. Die 
Zuzahlung für häusliche Krankenpf㘶ege beträgt für jeden Tag begrenzt auf 28 Tage im Kalenderjahr 10 
Prozent der entstandenen Kosten zuzüglich 10 Euro je Verordnung. Bei Herrn X fallen tägliche Kosten für 
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häusliche Krankenpf㘶ege von 50 Euro an. Die Zuzahlung würde daher täglich 10 Prozent von 50 Euro, also 5 
Euro betragen und zusätzlich einmalig 10 Euro für die Verordnung. Es wären also für 18 Tage (11. Februar - 
28. Februar) je 5 Euro = 90 Euro zzgl. 10 Euro für die Verordnung – also insgesamt 100 Euro zu zahlen. 

Herr X hat allerdings nach seiner Entlassung aus dem Krankenhaus einen Antrag auf Befreiung von 
Zuzahlungen nach § 62 SGB V bei seiner Krankenkasse gestellt. Die Krankenkasse hat festgestellt, dass 
Herr X bereits Zuzahlungen bis zur Belastungsgrenze von 1 Prozent der jährlichen Bruttoeinnahmen zum 
Lebensunterhalt geleistet hat. Die Belastungsgrenze beträgt im Fall des Herrn X 120 Euro. 

Da er bereits bei der Entlassung aus dem Krankenhaus die Zuzahlung von 280 Euro entrichtet hat, erteilt 
die Krankenkasse einen Befreiungsausweis für den Rest des Kalenderjahres und erstattet Herrn X die 
bereits zu viel gezahlten Zuzahlungen von 160 Euro. 

Auf Grund der Befreiung hat Herr X zudem für die häusliche Krankenpf㘶ege keine Zuzahlungen zu leisten.
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